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Anwaltsrecht
Versorgungswerke der Rechtsanwälte: Beitragsreduzierung
durch Kindererziehungszeiten und ihre Folgen für die Altersrente

Von Rechtsanwältin CHRISTINA DILLENBURG, Vorsitzende ARGE Anwältinnen im DAV, Essen

Das Thema Altersvorsorge ist gerade für junge Anwältinnen und Anwälte noch weit weg. Zumeist wird erst gegen

Ende des Berufslebens verstärkt das Augenmerk darauf gerichtet. Dies sollte jedoch so früh wie möglich geschehen,

um bei der späteren Rente keine Überraschung zu erleben. Insbesondere (werdende) Eltern sollten sich mit den

Regelungen zu Beitragspflichten und -möglichkeiten während Mutterschutz und Kindererziehungszeiten bei ihren

Versorgungswerken informieren, um rechtzeitig die richtigen Weichen stellen zu können.
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I. Einleitung
Fast alle Versorgungswerke bieten die Möglichkeit von Beitragsreduzierungen oder sogar Beitrags-
freiheit während der Zeiten von Mutterschutz und Kindererziehung. Im Einzelnen sind die Regelungen
dazu jedoch unterschiedlich ausgestaltet und bedürfen daher einer rechtzeitigen Beschäftigung mit der
Materie, damit Nachteile vermieden werden.

So sehr Beitragsreduzierungen oder gar Beitragsfreiheit während der Kindererziehungszeit zu begrüßen
sind, da sie die Eltern in dieser meist mit Einkommenseinbußen versehenen Phase finanziell entlasten,
führen sie doch in den häufigsten Fällen zu Einbußen bei der späteren Altersrente.

Der vorliegende Artikel soll am Beispiel des Versorgungswerkes NRW aufzeigen, wie sich eine Kinder-
betreuungszeit auf die Rentenanwartschaft auswirkt und wie man dadurch bedingte Rentennachteile
ausgleichen kann. Die unten aufgeführten Rechnungsbeispiele wurden durch das Versorgungswerk der
Rechtsanwälte im Lande NRW zur Verfügung gestellt.
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II. Rechtliche Grundlagen und Voraussetzungen
Im Versorgungswerk des Landes Nordrhein-Westfalen können Mitglieder bei diesem einen Antrag auf
Befreiung von der Beitragspflicht anlässlich der Geburt eines Kindes stellen. Die rechtlichen Grundlagen
für diese sog. Kinderbetreuungszeiten sind in § 11a der Satzung des Versorgungswerks der Rechts-
anwälte im Lande Nordrhein-Westfalen v. 16.7.1985, Stand 15.8.2023 (im Folgenden: Satzung), geregelt,
wobei § 11a Abs. 1 Buchst. a der Satzung die Befreiung von der Beitragspflicht für den Zeitraum, der der
Dauer der gesetzlichen Mutterschutzfrist entspricht, regelt und § 11a Abs. 1 Buchst. b der Satzung die
Befreiung für den Zeitraum, der die Elternzeit des betreuenden Elternteils erfasst. Nach § 11a Abs. 1
Buchst. b der Satzung besteht die Möglichkeit einer Beitragsbefreiung für insgesamt drei Jahre.

Sind beide Elternteile Mitglied im Versorgungswerk, so kann nur ein Elternteil die Befreiung gem. § 11a Abs. 1
Buchst. b der Satzung für denselben Zeitraum in Anspruch nehmen. Zudem muss der Antrag auf Befreiung
von der Beitragspflicht anlässlich der Geburt eines Kindes von beiden Elternteilen unterzeichnet sein und
ausweisen, für welchen Elternteil die Befreiung beantragt wird (§ 11a Abs. 3 der Satzung).

Das Mitglied darf während des Befreiungszeitraums keinerlei Tätigkeit ausüben. Eine Beschränkung auf
die Einstellung der anwaltlichen Tätigkeit reicht nicht aus. Wird eine Tätigkeit wieder aufgenommen,
endet die Beitragsbefreiung.

Hinweis:
In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass auch Zahlungen von Arbeitgebern aufgrund

Boni oder sonstiger Gratifikationen während des Befreiungszeitraums schädlich sind und es zu Beitrags-

nachforderungen kommen kann.

Da selbstständig tätige Kolleginnen und Kollegen ihre Tätigkeit auch während Zeiten von Kinder-
betreuung meistens nicht vollständig einstellen können, u.a. da Kosten für die Kanzlei weiterlaufen und
diese gedeckt werden müssen, kommt für diese eine Beitragsfreistellung meist nicht in Betracht. Für
diese besteht aber nach § 30 Abs. 4 Nr. 3 der Satzung die Möglichkeit, einen Härtefallantrag zu stellen.
Dann wird der Beitrag vorläufig nach dem Arbeitseinkommen des laufenden Kalenderjahres festgesetzt.

Voraussetzung dafür ist, dass im laufenden Kalenderjahr – für das der Antrag gestellt wird – das
Arbeitseinkommen erheblich gegenüber dem des vorletzten Kalenderjahres gesunken ist, wobei ein
Einkommensrückgang erheblich ist, wenn er zu einem um 15 % geringeren Beitrag führen würde.

III. Vergleichsrechnungen
Wie die folgenden Vergleichsrechnungen zeigen werden, führen sowohl Beitragsbefreiung als auch
Beitragsreduzierung zu späteren Renteneinbußen. Dies kann durch die Möglichkeit, während Zeiten der
Befreiung bzw. Reduzierung und auch später freiwillige Beiträge zu leisten, vermieden werden.

1. Keine Inanspruchnahme der Befreiung nach § 11a Abs. 1 der Satzung

Beispiel:
Kollegin A wird an ihrem 30. Geburtstag Mitglied des Versorgungswerks. Sie zahlt von Beginn

ihrer Mitgliedschaft an den Regelpflichtbeitrag – im Jahr 2025 1.497,30 €/Monat. Sie lässt die

Nachversicherung nicht zum Versorgungswerk durchführen. Nach § 19 Abs. 4 der Satzung ent-

spricht die monatliche Zahlung des Regelpflichtbeitrags einem persönlichen durchschnittlichen

Beitragsquotienten von 1,0000.

Kollegin A würde bei einer bis zum Renteneintritt durchgehenden Mitgliedschaft im Versorgungs-

werk gem. § 19 Abs. 3 Nr. 3 Buchst. b der Satzung acht Jahre als Zurechnungszeiten erhalten. Diese

dienen dazu, die Ausbildung zu erfassen.

Bei Erreichen der Regelaltersgrenze von 67 Jahren würde sich die Rente von Kollegin A gem. § 19 Abs. 1

der Satzung wie folgt berechnen:

92,501 € x 45 Jahre2 × 1,00003 = 4.162,50 €/Monat.
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2. Inanspruchnahme der Befreiung nach § 11a Abs. 1 der Satzung

Abwandlung 1:
Der Lebenssachverhalt für Kollegin A bleibt zunächst unverändert, nur dass sie nun von ihrem 33. Lebens-

jahr bis zu ihrem 36. Lebensjahr die Befreiung nach § 11a Abs. 1 der Satzung in Anspruch nimmt.

Dies führt zur Anwendung des § 19 Abs. 7 S. 1 der Satzung. Nach diesem sind Monate, für die wegen einer

Beitragsbefreiung gem. § 11a der Satzung kein Beitrag zu zahlen war, Teil der Versicherungsjahre gem.

§ 19 Abs. 3 Nr. 1 der Satzung und werden bei der Berechnung des persönlichen durchschnittlichen

Beitragsquotienten gem. § 19 Abs. 4 der Satzung mit einem Quotienten Null angesetzt. Aber nach § 19

Abs. 7 S. 2 der Satzung bleiben diese Monate außer Betracht, wenn die Berücksichtigung dieser Monate

zu einer geringeren Rente als derjenigen, die sich ohne sie ergäbe, führt.

Somit würde sich bei Anwendung der Rentenformel des § 19 Abs. 1 der Satzung zunächst die folgende

Rentenanwartschaft ergeben, da die Zeiten der Kinderbetreuung nach § 19 Abs. 7 S. 1 der Satzung mit

einem Quotienten von 0,0000 anzusetzen, aber die drei Jahre der Befreiung bei den Versicherungsjahren

zu berücksichtigen wären:

92,50 € x 45 Jahre4 × 0,91895 = 3.824,92 €/Monat.

Wendet man nun die Regelung des § 19 Abs. 7 S. 2 der Satzung an, also die Nichtberücksichtigung der

Kinderbetreuungszeiten, errechnet sich die Rentenanwartschaft wie folgt:

92,50 € x 42 Jahre6 × 1,00007 = 3.885 €/Monat.

Hier bekäme Kollegin A im Alter die höhere Rente von 3.885 € ausgezahlt.

3. Härtefallantrag gem. § 30 Abs. 4 Nr. 3 der Satzung bei Selbstständigkeit

Abwandlung 2:
Der Lebenssachverhalt des Ausgangsbeispiels trifft auch auf Kollegin B zu. Allerdings ist diese

selbstständig tätig. Da sie während der Kindererziehungszeit ihre Tätigkeit nicht vollständig einstellen

kann und damit die Voraussetzungen des § 11a Abs. 1 der Satzung nicht nachgewiesen werden können,

kann sie nur einen Härtefallantrag gem. § 30 Abs. 4 Nr. 3 der Satzung stellen. Vor diesem Hintergrund zahlt

sie von ihrem 33. Lebensjahr bis zu ihrem 36. Lebensjahr lediglich den Mindestbeitrag gem. § 30 Abs. 3 der

Satzung i.H.v. 1/10 des Regelpflichtbeitrags nach § 30 Abs. 1 der Satzung (im Jahr 2025: 149,73 €/Monat).

Die Zahlung des Mindestbeitrags entspricht einemmonatlichen Quotienten von 0,1000. Kollegin B würde

bei einer, bis zum Renteneintritt, durchgehenden Mitgliedschaft im Versorgungswerk gem. § 19 Abs. 3

Nr. 3 Buchst. b der Satzung acht Jahre als Zurechnungszeiten erhalten. Diese dienen dazu, die Ausbildung

zu erfassen.

Bei Erreichen der Regelaltersgrenze von 67 Jahren würde sich die Rente von Kollegin B gem. § 19 Abs. 1 der

Satzung wie folgt berechnen:

92,5010 € x 45 Jahre11 × 1,000012 = 3.858,64 €/Monat.

Wie man an den Beispielen ersehen kann, führen Beitragsreduzierungen und -freistellungen in allen
Varianten zu späteren Renteneinbußen i.H.v. rund 300 €.

4. Zahlung freiwilliger Beiträge zum Ausgleich von Renteneinbußen
Eine Möglichkeit, diese Renteneinbußen auszugleichen, besteht durch die Zahlung freiwilliger Beiträge
gem. § 32 der Satzung. Zu beachten ist allerdings, dass die Satzung die Möglichkeit, zusätzliche
freiwillige Beiträge zu zahlen, mit Vollendung des 57. Lebensjahres einschränkt.

Freiwillige Beiträge können auch während des Befreiungszeitraums entrichtet werden. Die schnellste
Möglichkeit, die Einbußen auszugleichen, wäre, nach dem Ende der Befreiung von der Beitragspflicht,
die während der Kinderbetreuungszeit „gesparten“ Beiträge als freiwilligen Beitrag zu den Pflicht-
beiträgen zu entrichten. Das Versorgungswerk bietet die Möglichkeit, im Rahmen von Rentensimu-
lationen die spätere Rente für verschiedene Szenarien zu berechnen. Dazu folgendes Beispiel:
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Beispiel:
Der Lebenssachverhalt für Kollegin A in Abwandlung 1 bleibt zunächst unverändert, nur dass sie nun von

ihrem 33. Lebensjahr bis zu ihrem 36. Lebensjahr die Befreiung nach § 11a Abs. 1 der Satzung in Anspruch

nimmt, allerdings nach dem Ende der Befreiung nun die „ersparten“ Beiträge in den ersten sechs Jahren

nach Befreiung als zusätzliche freiwillige Beiträge einzahlt. Kollegin A zahlt also für sechs Jahre den nach

§ 32 Abs. 1 der Satzung zulässigen monatlichen Höchstbetrag von 15/10 des Regelpflichtbeitrags – im Jahr

2025: 2.245,95 €/Monat.

Somit würden sich bei Anwendung der Rentenformel des § 19 Abs. 1 der Satzung zunächst die folgende

Rentenanwartschaft ergeben, da die Zeiten der Kinderbetreuung nach § 19 Abs. 7 S. 1 der Satzung mit

einem Quotienten von 0,0000 anzusetzen, aber die drei Jahre der Befreiung bei den Versicherungsjahren

zu berücksichtigen wären:

92,50 € x 45 Jahre8 × 1,00009 = 4.162,50 €/Monat.

Hinweis:
Alle Beispiele unterstellen, dass die Mitgliedsbeiträge und freiwilligen Beiträge in entsprechender Höhe

entrichtet wurden. Zur Vereinfachung wurde zudem unterstellt, dass beide Kolleginnen die Nach-

versicherung nicht zum Versorgungswerk durchführen ließen, sonst wäre auch noch die Regelung

des § 19 Abs. 5 der Satzung zu beachten gewesen.

IV. Anerkennung der Kindererziehungszeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung
Ein „kleine“ Kompensation der Rentenlücke ergibt sich ggf. durch die Anerkennung der Kinder-
erziehungszeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung. Seit einem Urteil des BSG aus dem Jahr 2008
(Urt. v. 31.1.2008 – B 13 R 64/06) haben auch Mitglieder eines Versorgungswerkes einen Anspruch auf
Anerkennung von Kindererziehungszeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung als rentenbegrün-
dende bzw. -steigernde Beitragszeit, und zwar für bis zum 31.12.1991 geborene Kinder 30 Monate, für ab
dem 1.1.1992 geborene Kinder 36 Monate.

Um allerdings einen eigenen Rentenanspruch bei der Deutschen Rentenversicherung Bund (DRV) zu
erwerben, werden 60 Beitragsmonate vorausgesetzt. Damit ein Rentenanspruch entsteht und eine
Altersrente beantragt werden kann, müssen daher mindestens zwei Kinder berücksichtigt werden oder
sonstige Anwartschaftszeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung bestehen.

Zur Auffüllung der Versicherungszeiten können auch freiwillige Beitragszahlungen genutzt werden. Da
hier, abhängig von Geburtsjahr der Mutter (oder des anspruchsstellenden Vaters), verschiedene
Modalitäten der Nachzahlung bestehen, sollte diese Möglichkeit mit der örtlich zuständigen Auskunfts-
und Beratungsstelle der DRV frühzeitig geklärt werden.

Für die Zeit der Kindererziehung errechnet sich derzeit pro Jahr und Kind 39,32 € Rente/Monat. Damit
entspricht die monatliche Rentenzahlung (pro ab 1.1.1992 geborenem Kind) einem Betrag i.H.v. rund
120 €. Damit man die Rente erhält, ist ein Antrag bei der DRV zu stellen.

V. Fazit

1. Rechtzeitiges Tätigwerden erforderlich
Es kann nach alledem nur angeraten werden, sich rechtzeitig mit seinem Versorgungswerk in Verbindung
zu setzen und sich die spätere Rente und eine eventuelle Rentenlücke im Fall von Beitragsreduzierungen
berechnen zu lassen. Genauso sollte – soweit finanziell umsetzbar – von der Möglichkeit freiwilliger
Beitragszahlungen Gebrauch gemacht werden. Dies hat, wie gezeigt, eine beträchtliche Auswirkung auf
die spätere Rentenhöhe.
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Fraglich ist allerdings, ob es für Eltern finanziell möglich ist, freiwillige Beiträge zu leisten. Kinder
verursachen Kosten – laut statistischem Bundesamt (Einkommens- und Verbrauchsstichprobe des
Jahres 2018) betrugen die Ausgaben für ein Kind im Schnitt 763 € im Monat. Im Laufe von 18 Jahren
summiert sich dies auf einen Betrag von 164.808 €. Zu diesen direkten Kosten kommen die indirekten
Kosten hinzu, ausgelöst durch Einkommenseinbußen nach der Geburt. Laut einer Studie („Child
Penalties Across Countries: Evidence and Explanations“, HENRIK KLEVEN u.a.) verdienen Frauen in
Deutschland auch zehn Jahre nach der Geburt ihres ersten Kindes fast die Hälfte weniger, als wenn sie
kein Kind bekommen hätten. Einer Studie der Bertelmann-Stiftung von 2020 nach büßen Mütter auf das
durchschnittliche Bruttolebenserwerbseinkommen betrachtet einen Betrag i.H.v. 738.000 € ein. Im
Ergebnis wird man dazu kommen, dass Renteneinbußen aufgrund Zeiten von Kindererziehung sehr
wahrscheinlich sind, vor allem, wenn mehrere Kinder da sind. Hier ist – falls vorhanden – der oder die
„nichtbetreuende“ Partner*in gefordert, entstehende Lücken durch Zahlungen in die Altersversorgung
der anderen Person auszugleichen.

2. Bestehende Ungleichbehandlungen
Eine andere Frage, die sich stellt, ist, ob es in Ordnung ist, dass die selbstständige Kollegin aus dem o.g.
Beispiel weiterhin zumindest den Mindestbeitrag bezahlen muss, die angestellte Kollegin jedoch nicht.
Obwohl sich beide Kolleginnen der Kinderbetreuung zugewandt haben, zahlt die selbstständige Kollegin
im Zeitraum von drei Jahren Beiträge i.H.v. insgesamt 5.390,28 € (36 × 149,73 €) und erhält mit 3.858,64 €

nur etwas mehr Rente als ihre angestellte Kollegin, die keine Beiträge bezahlt und 3.824,92 € Rente
erhält. Bei Anwendung der Günstigerregelung für die angestellte Kollegin würde diese mit 3.885 € sogar
mehr Rente erhalten als die selbstständige Kollegin. Abhilfe könnte auch hier die Günstigerregelung
schaffen. Die Anwendung der Günstigerregelung ist der selbstständigen Kollegin jedoch faktisch
genommen. Diese kommt nur zum Tragen, sofern die anwaltliche Tätigkeit vollständig eingestellt
wurde und eine Beitragsfreistellung erfolgte. Diese ist für die selbstständige Kollegin aber, ohne ihre
wirtschaftliche Existenzgrundlage zu gefährden, kaum möglich.

3. Konkrete Änderungsvorschläge
Wünschenswert wäre daher, dass die Günstigerregelung auch für selbstständige Kolleginnen und
Kollegen gilt, wenn sie während der Zeit der Kinderbetreuung ihre Tätigkeit erheblich einschränken
und dadurch Einkommenseinbußen erleiden. Auch eine allgemeine Beitragsregelung für Angestellte
und Selbstständige, anhand derer einfach nachvollzogen werden kann, welche Beiträge in der
Mutterschutzzeit und während Zeiten der Kindererziehung gezahlt werden müssen, wäre eine gute
Möglichkeit, Klarheit zu schaffen und bestehende Benachteiligungen zu beseitigen. Die Arbeits-
gemeinschaft Anwältinnen, die sich mit dem Thema in ihrer Broschüre „Kanzlei und Kind. Klar geht
das!“ (https://davanwaeltinnen.de/wp-content/uploads/2024/06/Arge_anwaeltinnen_vereinbarkeit_web.pdf)
beschäftigt hat, schlägt dafür die Einführung einer Hinzuverdienstgrenze vor, damit auch Selbst-
ständige unproblematisch in den Genuss einer beitragsfreien Zeit während der Kindererziehungszeit
kommen.

Wie eingangs ausgeführt sind die Regelungen der Versorgungswerke zu Beiträgen und Kinder-
erziehungszeiten im Einzelnen unterschiedlich ausgestaltet. Die Versorgungswerke Bremen, Nieder-
sachsen und Schleswig-Holstein haben gar keine ausdrücklichen Regelungen in der Satzung dazu. Zu
begrüßen wäre eine Vereinheitlichung bzw. Einführung von Regelungen der Versorgungswerke zu
dem Thema Beiträge und Kindererziehungszeiten, damit es nicht dem Kanzleisitz überlassen bleibt,
welche Beiträge zu leisten sind und welche Altersrente später zu erwarten ist.
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